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Intensive Erholungs- und Freizeiteinrichtungen im Wald
Immer mehr Leute benutzen den Wald als Bewegungs-, Spiel- und Freizeitraum. Im glei-
chen Masse steigt der Wunsch nach erholungs- und vergnügungsorientierten Bauten und 
Anlagen. Während ZGB und Waldgesetz den freien Zutritt zum Wald garantieren, sind 
den baulichen Möglichkeiten deutlich engere Schranken gesetzt. Zwar soll der Wald auch 
Wohlfahrtsfunktionen erfüllen. Dies ist aber kein Freipass für alle möglichen Bauten und 
Anlagen, die der Freizeit und Erholung dienen.
von Hans-Peter Stutz, ALN, Abteilung Wald

Der Wünsche vieler …
Baumkronen-Seilparks, beleuchte-
te Finnenbahnen, Hindernis- oder 
Technikparcours für Mountainbikes, 
Spiel-/Kampfplätze aller Art, Pfeil-
bogenschiessbahnen, … – solche 
oder ähnliche Einrichtungen stehen 
auf der Wunschliste vieler Freizeit-
sportler und Erholungssuchender. 
Der «leere» Wald ist zu wenig at-
traktiv. Auch Kindergärten und 
Schulen nutzen den Wald vermehrt, 
ebenso Kulturveranstalter, Heilprak-
tizierende, Gesundheitsanbietende, 

Jugendarbeitende und viele mehr. 
Auch sie verlangen vorübergehend 
oder bleibend nach Einrichtungen, 
um ihre Programme oder ihren Beruf 
ausführen oder zumindest attraktiver 
gestalten zu können: Schwitzhütten, 
Schulungsräume, Unterstände, Tri-
bünen, Lagerplätze, Materiallager 
– immer neue Trends verlängern die
Wunschliste ständig.
Diese fortschreitende Intensivierung
von Freizeitaktivitäten im Wald ent-
wickelt sich je länger je mehr zu
einer Belastung des Waldes, was

Paintballanlagen sind im Wald nicht bewilligungsfähig, auch wenn keine übermässigen 
Spiel-/Kampfeinrichtungen erstellt werden.

erholung und freizeit im wald

Diese fortschreitende 
Intensivierung von 
Freizeitaktivitäten im 
Wald entwickelt sich je 
länger je mehr zu einer 
Belastung des Waldes.
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Auch für Pfeilbogenschiessanlagen oder –parcours fehlt die raum-
planungsrechtliche Grundlage für eine Bewilligung im Wald.

für eine restriktive Anwendung der 
Ausnahmeregelung für entsprechende 
Bauten und Anlagen spricht. Jeden-
falls kann der Wunsch einer relativ 
kleinen Gruppe nach einer bestimm-
ten Erholungsanlage keinesfalls mit 
einem breiten Bedürfnis gleichgesetzt 
werden. Selbstredend sieht dies aus 
dem Blickwinkel von Gesuchstellern 
anders aus.

Freier Zugang versus Bauverbot
Während Art. 699 ZGB und Art. 
14 Waldgesetz (WaG) der Allge-
meinheit grundsätzlich den freien 
Zugang zum Wald im ortsüblichen 
Umfang sehr weitgehend gewähr-
leisten (vgl. Beitrag S. 15 in diesem 
Heft), schränken RPG und WaG das 
Bauen stark ein. Dies ist die unmit-
telbare Konsequenz aus einem der 
obersten Grundsätze des RPG: Der 
Trennung von Bau- und Nichtbau-
zone. Ausnahmebewilligungen für 
Bauten im Wald sind deshalb äusserst 
zurückhaltend zu erteilen, denn sonst 
würde das grundsätzliche Bauverbot 
leichtfertig ausgehebelt. Die hie und 
da vorgebrachte Argumentation, zu 
den (gleichwertigen) Waldfunktionen 
gemäss Art. 1 WaG gehöre auch die 
Wohlfahrtsfunktion, deshalb seien 
Erholungseinrichtungen «zonenkon-
form» im Wald – u.a. auch Schu-
lungs- oder Ausstellungsräume –, 
geht fehl. Die Zonenkonformität 
im Wald richtet sich nach den Be-
dürfnissen der Waldbewirtschaftung 
(Keller und Bernasconi 2005). Als 
forstlich gelten nur Bauten, die für 
die zweckmässige Bewirtschaftung 
des Waldes notwendig (!) sind. Das 
sind Erholungseinrichtungen klarer-
weise nicht. Auch für forstliche (zo-
nenkonforme) Bauten und Anlagen 
ist im Übrigen Notwendigkeit und 
Standortgebundenheit zu prüfen (vgl. 
Stutz 2005). 

Trotzdem besteht ein gewisser Bewil-
ligungsspielraum. Einrichtungen für 
Freizeit und Erholung können zuge-
lassen werden, wenn sie den Waldbo-
den nur punktuell oder unbedeutend 
beanspruchen (Keller und Bernasconi 
2005). Von entscheidender Bedeu-
tung sind dabei in Anlehnung an Art. 
22/24 RPG, Art 5/11/16 WaG und § 
8/10 KaWaG folgende kumulativ zu 
stellenden Fragen:
•	Überwiegt das Interesse am Vorha-

ben das hohe öffentliche Interesse 
an der uneingeschränkten Walder-
haltung tatsächlich?

•	Sind die Gründe für die Reali-
sierung des Vorhabens wichtig 
genug?

•	Ist das Vorhaben wirklich auf einen 
Standort im Wald angewiesen?

Um diese Fragen aber überhaupt 
beantworten zu können, muss ein 
Bewilligungsverfahren eröffnet wor-
den sein. Vorab gilt daher zu klären, 
ab welcher Grösse, bei welchen Ein-
richtungen und insbesondere auch 
ab welcher Nutzungsintensität eine 
Baubewilligungspflicht besteht.

Ausnahmebewilli-
gungen für Bauten 
im Wald sind deshalb 
äusserst zurückhaltend 
zu erteilen, denn sonst 
würde das grundsätz-
liche Bauverbot leicht-
fertig ausgehebelt.
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Zum Begriff der Anlage und zur 
Schwelle der Baubewilligungs-
pflicht
Der bundesrechtliche Begriff «Bau-
ten und Anlagen» ist vom Gesetz-
geber nicht näher definiert worden. 
Es ist daher auf die Rechtssprechung 
abzustützen. Interessant und wich-
tig in diesem Zusammenhang ist 
der Entscheid zum Hängegleiter-
landeplatz der Flugschule Pilatus 
AG in der Gemeinde Ingenbohl, 
Hopfräben (BGE 119 Ib 222). Der 
Entscheid fasst zusammen, dass als 
«Bauten und Anlagen» jene künst-
lich geschaffenen und auf die Dauer 
angelegten Einrichtungen gelten, die 
in bestimmter fester Beziehung zum 
Erdboden stehen und die Nutzungs-
ordnung zu beeinflussen vermögen, 
weil sie entweder den Raum äus-
serlich verändern, die Erschliessung 
belasten oder die Umwelt beein-
trächtigen. 
Ausschlaggebend für das Vorliegen 
einer Bewilligungspflicht ist dem-
nach nicht so sehr, ob etwas gebaut 
oder hingestellt wird (Hinweis: 

auch Fahrnisbauten sind bewil-
ligungspflichtig, wenn sie hinrei-
chend regelmässig oder über eine 
hinreichend lange Zeit hingestellt 
werden), sondern ob das Vorhaben 
raumwirksame Bedeutung erlangt. 
Die Baubewilligungspflicht soll 
der Behörde die Möglichkeit ver-
schaffen, das Vorhaben vor seiner 
Ausführung auf Übereinstimmung 
mit der raumplanerischen Nut-
zungsordnung und der übrigen 
einschlägigen Gesetzgebung zu über-
prüfen. Massstab, ob ein Vorhaben 
die Baubewilligungspflicht erreicht, 
ist daher, ob so wichtige räumliche 
Folgen damit verbunden sind, dass 
ein Interesse der Öffentlichkeit oder 
der Nachbarn an einer vorgängigen 
Kontrolle besteht.

Die Nutzung alleine kann ent-
scheiden
Die als Hängegleiterlandeplatz be-
nutzte Wiese war weder künstlich 
geschaffen (keine Erdbewegungen), 
noch befinden sich darauf irgendwel-
che auf die Dauer angelegte Einrich-
tungen. Der Landekreis war lediglich 
mit einigen lose eingesteckten Fähn-
chen signalisiert und in der Nähe be-
fand sich eine Stange mit Windsack. 
Diese Hilfsmittel sind einzeln nicht 
baubewilligungspflichtig (BGE 119 
Ib 222 S. 227). Trotzdem wurde die 
Baubewilligungspflicht klar bejaht, 
weil aufgrund der Einrichtung des 
Landeplatzes u.a. mit einer erheb-
lichen Zunahme an Verkehr und 
der Nachfrage nach Parkplätzen 
zu rechnen war, also mit wichtigen 
räumlichen Folgen. Ausschlaggebend 
waren nicht die Fähnchen und der 
Windsack, sondern der Landeplatz 
als Anlage, der aufgrund seiner Lage 
in der Landschaftsschutzzone zudem 
einer Ausnahmebewilligung nach Art. 
24 RPG bedurfte.

Auch mobile Bauten unterliegen der Baubewilligungspflicht, wenn 
sie regelmässig aufgestellt werden.

A
L

N
, A

bt
. W

al
d

Massstab, ob ein Vor-
haben die Baubewilli-
gungspflicht erreicht, 
ist daher, ob so wich-
tige räumliche Folgen 
damit verbunden sind, 
dass ein Interesse der 
Öffentlichkeit oder 
der Nachbarn an einer 
vorgängigen Kontrolle 
besteht.
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Seilparkanlagen erfreuen sich steigender Beliebtheit – im Wald denkbar, aber nur via 
Gestaltungsplanverfahren.

Vor diesem Hintergrund wird klar, 
dass an der Baubewilligungspflicht 
der eingangs erwähnten Erholungs-
anlagen im Wald nicht zu zweifeln 
ist – auch wenn z.B. im Falle ei-
ner Paint- oder Softballanlage nur 
Holzbeigen als Hindernisse benutzt 
werden oder für Seilparks im Wald 
lediglich Seile zwischen den Bäumen 
gespannt werden. Auch OL-Festnetze 
fallen unter die Bewilligungspflicht. 
Sie alle beanspruchen Wald über 
das ortsübliche Mass hinaus oder es 
sind Auswirkungen auf ein grösseres 
Umfeld zu erwarten.

Vorteile der Bewilligungspflicht
Das formelle Bewilligungsverfahren 
gewährleistet die Berücksichtigung 
der Anliegen der Waldwirtschaft 
und der Umwelt und sichert die 
Umsetzung des WEP. Auch sind die 
Ansprechpartner bekannt, falls trotz 
Auflagen und Bedingungen Probleme 
mit Abfall, unbewilligte Erweite-

rungen oder weitere Überraschungen 
entstehen sollten. Für publikumsin-
tensive Vorhaben wird ausserdem ein 
Planungsverfahren (Gestaltungsplan) 
verlangt; so ist die Mitsprache der 
Bevölkerung gesichert. Durch die 
Bewilligungspflicht wird zudem eine 
kantonal einheitliche Bewilligung-
spraxis erleichtert und es resultiert 
eine Übersicht.

Bewilligungspraxis allgemein …
Dem Kanton kommt die Aufgabe 
zu, eine Bewilligungspraxis zu for-
mulieren, welche trotz stetig neuer 
Bedürfnisse langfristig zu keiner über-
mässigen «Möblierung» des Waldes 
führt. Das Gebot der Stunde heisst 
daher: Zurückhaltung. In jedem Fall 
ist eine strenge Interessenabwägung 
vorzunehmen.
Eine Bewilligung kann erteilt werden, 
wenn:
•	wichtige Gründe für die Errichtung 

der Anlage nachgewiesen sind 
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Für publikumsintensive 
Vorhaben wird aus-
serdem ein Planungs-
verfahren verlangt; so 
ist die Mitsprache der 
Bevölkerung gesichert. 
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(die Anlage also nicht ebenso gut 
ausserhalb des Waldes errichtet 
werden könnte);

•	das Vorhaben einem ausgewiesenen 
regionalen Bedürfnis entspricht;

•	keine grösseren Bauten geplant sind 
und der Waldboden weder flächig 
gemäht, eingekiest noch anderwei-
tig befestigt wird;

•	das freie Betretungsrecht des Waldes 
gewährleistet bleibt;

•	keine naturschützerisch (SVO, 
WNB) oder wildökologisch (stö-
rungsfreie Wildlebensräume, 
Hauptwildwechsel) wertvollen 
Gebiete  betroffen sind bzw. genü-
gend Abstand zu ihnen eingehalten 
wird;

•	keine anderweitigen negativen 
Auswirkungen zu erwarten sind.

Liegt bereits der Waldentwicklungs-
plan vor, sind intensive Erholungs-
einrichtungen in den dafür vorge-
sehenen Waldgebieten (Vorrang 
Erholung) zu platzieren. Feste Ein-
richtungen wie Hindernisse, Start-
/Zielanlagen, Informationstafeln, 
und Terrainveränderungen werden 
nur sehr zurückhaltend bewilligt. 
Geschlossene Bauten (Materialla-
ger, Kassenhäuschen) haben keine 
Aussicht auf Bewilligung, ebenfalls 
nicht Starttürme, Unterstände und 
ähnliches mehr. Dafür sind die stren-
gen Voraussetzungen nach Art. 24 
RPG und Art. 5/14 WaG (Rodung 
/ Bauten im Wald) nicht erfüllt. 
Bewilligungen werden nur befristet 
erteilt, damit nach einigen Jahren 
Zwischenbilanz gezogen werden 
kann. Erweist sich eine Bewilligung 
im Nachhinein als für den Wald 
problematisch, wird sie aufgrund der 
Erkenntnisse angepasst oder aufge-
hoben. Auch die Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes kann 
u.U. verlangt werden. 

…. und konkret
Einzelne Anlagetypen stehen regel-
mässig zur Diskussion. Die aktuelle 
Bewilligungspraxis – Korrekturen 
durch allfällige weitere Rekursent-
scheide vorbehalten – präsentiert sich 
wie folgt: 
Paintball- /Softballanlagen sind 
im Wald nicht bewilligungsfähig. 
In einem Rekursentscheid stellt die 
Baudirektion fest, dass die wichtigen 
Gründe für eine Bewilligung im 
Wald fehlen. Unbewilligte Spiel- und 
Kampffelder sind abzuräumen. Auch 
das neue Waffengesetz (WG), in Kraft 
seit 1. Januar 2009, setzt hier deutlich 
engere Schranken, denn die entspre-
chenden Spielgeräte gelten aufgrund 
der Verwechslungsmöglichkeit mit 
wirklichen Schiesswaffen neu als 
Waffen (Art. 4 WG).
Pfeilbogenparcours sind wie Paint-
ballanlagen nicht bewilligungsfähig. 
Auch für sie fehlen die wichtigen 
Gründe und insbesondere auch die 
Standortgebundenheit im Wald. Sol-
che Anlagen wären wohl auch nicht 
ganz ungefährlich für Dritte. 
Bike-Technikparcours sind als nicht-
forstliche Kleinbauten bewilligungs-
fähig, wenn Grabungen/Schüttungen 
(z.B. für Schanzen, überhöhte Kurven 
oder Buckelstrecken) auf ein Mini-
mum beschränkt bleiben und für 
Hindernisse eine naturverträgliche 
Bauweise gewählt wird (z.B. kein Be-
ton). Pro Region wird höchstens eine 
Anlage bewilligt. Vom Technikpark 
abgehende Rundkurse auf bestehen-
den Strassen sollen wildökologisch 
sensible Gebiete meiden.
Bei Seilparks (Baumkronen-Par-
cours) wird intensiver Publikums-
verkehr erwartet, daher ist das Pla-
nungsverfahren (Gestaltungsplan) 
vorgeschrieben. Damit wird die öf-
fentliche Mitwirkung sichergestellt. 
Weitere Vorgaben: Hochbauten z.B. 

Bewilligungen werden 
nur befristet erteilt, 
damit nach einigen 
Jahren Zwischenbilanz 
gezogen werden kann. 
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für Start, Kasse, Kiosk und Material 
müssen ausserhalb des Waldes liegen. 
Da Angehörige zumindest zeitweise 
gerne unter dem Seil mitlaufen, ist lo-
kal mit einer starken Beanspruchung 
des Waldbodens zu rechnen. 
Bei Finnenbahnen ist der Ausbau-
standard entscheidend: Einfach aus-
gestaltete Rundkurse gelten als nach-
teilige Nutzung von Waldareal, Anla-
gen mit Beleuchtung benötigen eine 
Baubewilligung. Wichtig: Anfahrt 
und Parkieren müssen vollständig 
ausserhalb des Waldes erfolgen und 
klar geregelt sein. Ähnliches gilt für 
Vita-Parcours.
Geocaching kann forstrechtlich nicht 
verboten werden. Die Vorausset-
zungen für eine Bewilligungspflicht 
sind in diesem Fall nicht gegeben. 
Will ein Grundeigentümer ein Ver-
steck nicht tolerieren, muss er den 
Betreiber der Geocaching-Plattform 
auffordern, die Koordinaten seines 
Versteckes zu deaktivieren.
Waldkindergarten-/Waldschulkurse 
benötigen keine forstrechtliche Be-
willigung, wenn die Gruppen mobil 
bleiben. Fest eingerichtete und täg-
lich benutzte Basis-Lagerplätze sind 
jedoch auf ihre Bewilligungspflicht 
hin zu prüfen, jedenfalls sind sie 
mit dem Waldeigentümer und dem 
Forstdienst abzusprechen. Solche 
Plätze übersteigen schon bald einmal 
das ortsübliche Mass und das freie 
Betretungsrecht gilt nicht mehr ohne 
weiteres. Feste Einrichtungen wie 
Unterstände, Schulzimmer oder Bau-
wagen sind nicht erlaubt und werden 
auch nicht bewilligt. Als Schutz gegen 
starke Niederschläge kann eine mo-
bile Blache dienen. Noch besser als 
Wetterschutz eignen sich bestehende 
Waldhütten; sie verfügen meist auch 
über eine WC-Anlage.
Friedwälder dürfen nicht zu Fried-
höfen im Wald werden. Konsequen-

terweise ist das Einrichten von Grab-
feldern, Aufstellen von Grabsteinen, 
Anpflanzen von Blumenschmuck 
usw. nicht gestattet. Der Charak-
ter eines Friedwaldes zeichnet sich 
durch seine Unauffälligkeit auf. Er 
unterscheidet sich kaum von norma-
len Wäldern. Für Abdankungsfeiern 
sind die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen über Veranstaltungen im 
Wald massgebend. Nur dank diesen 
Eigenschaften werden Friedwälder 
überhaupt bewilligt. 
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Fest eingerichtete 
und täglich benutzte 
Basis-Lagerplätze 
sind jedoch auf ihre 
Bewilligungspflicht hin 
zu prüfen, jedenfalls 
sind sie mit dem Wal-
deigentümer und dem 
Forstdienst abzuspre-
chen.


